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BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

IVb ZR 635/80 URTEIL Verkiindet am
4. November 1389

Ernst,
Justizsekretir
als Urkundsbeamter
der Geschiiftsstelle

in dem Rechtsstreit

Ewald M , sgEllstrase 11, DD,

Beklagter und
Revisionskl&ger,

-~ ProzeBbevollmidchtigter: Rechtsanwalt- -
gegen

das SEEED "@RE» Anstalt des 5ffentlichen

Rechts, vertreten durch den Geschidftsfithrer Hallllllp,

V@S- @D -Strate 22, HEERED,

Kldger und
Revisionsbeklagter,

- Prozefbevollmichtigte: anélte Dres. G® und



igg

Der IVb - Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf
die miindliche Verhandlung vom 4. November 1981 durch
den Vorsitzenden Richter Dr. Grell und die Richter
Lohmann, Dr. Seidl, Dr. Blumenrshr und Dr. Chr. Krohn

fir Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das
Urteil des 12. Zivilsenats - Senat filir
Familiensachen -~ des Oberlandesgerichts
Celle vom 10. Januar 1980 aufgehoben, so-
weit zum Nachteil des Beklagten erkannt
worden ist.

Die Berufung des Ki&dgers gegen das Urteil
des Amtsgerichts - Familiengericht - Alfeld/
Leine vom 13. Juni 1979 wird in vollem Um-
fang zuriickgewiesen.

Der Kladger hat die Kosten der Rechtsmittel-
ziige zu tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Kldger hat dem Sohn des Beklagten, Friedrich-
Wilhelm H., wdhrend eines Studiums an der Technischen
Universitédt Hannover Ausbildungsférderung nach dem Bundes-
ausbildungsférderungsgesetz (BAfoG) gewidhrt. Er hat die
Unterhaltsanspriiche des Sohnes gegen den Beklagten auf
sich iibergeleitet und macht im vorliegenden Verfahren die
ibergeleiteten Anspriiche geltend.



Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

Der 1952 geborene Friedrich Wilhelm M¢JJ® besuchte
bis Mai 1969 die Haupt- und Realschule, die er mit der
mittleren Reife abschlofl. Danach erlernte er den Beruf
eines Starkstromelektrikers und bestand im September 1972
die Gesellenpriifung. Im Anschluf daran leistete er den
zivilen Ersatzdienst. Wahrend der Lehrzeit besuchte er
von Oktober 1970 bis MiArz 1973 eine Berufsaufbauschule
und spdter, nach AbschluB des Ersatzdienstes, das Sieger-
landkolleg, auf dem er im Dezember 1976 das Abitur bestand.
Er beabsichtigte, Medizin zu studieren, fand aber wegen
seines ungiinstigen Notendurchschnitts keinen Studienplatz
und nahm daher im Wintersemester 1977/1978 das Studium
der Elektrotechnik auf. Inzwischen hat er das Studium auf-
gegeben.

Da der Beklagte nicht bereit war, das Studium seines
Sohnes zu finanzieren, leistete der Klédger diesem in der
Zeit vom 1. Oktober 1977 bis zum 30. September 1979 - im
Wege der Vorausleistung - Ausbildungsfdrderung nach den
Bestimmungen des Bundesausbildungsférderungsgesetzes und
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teilte dies dem Beklagten durch Rechtswahrungsanzeigen
vom 31. Januar 1978 und 2o0. September 1978 mit.
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Mit der Klage hat der Kliger den Beklagten auf Zahlung:
von 8 390,40 DM (6 037,50 DM rlickstiindigen Unterhalt fiir
die Zeit vom 1. Oktober 1977 bis zum 31. Mdrz 1979 und
6 x 392,15 DM fir die Zeit vom 1. April 1979 bis zum 3o.
September 1979) nebst Zinsen in Anspruch genommen. Er hat
geltend gemacht: Friedrich Wilhelm M¢ip habe dadurch,
daB er das Studium iiber den zweiten Bildungsweg begonnen
habe, erwiesen, daf er weiter leistungsfdahig und foérderungs-
wiirdig gewesen sei. Zugleich habe sich hiermit gezeigt,
da8 der Beruf des Starkstromelextrikers nicht die richtige
Ausbildung fir ihn gewesen sei. Infolgedessen sei der
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Beklagte verpflichtet gewesen, seinen Sohn weiter zu
unterstiitzen. Er sei hierzu aucn in der Lage, da er auBer
seiner - mitverdienenden - Ehefrau keiner weiteren Perscn
Unterhalt zu leisten habe.

Der Beklagte ist dem Anspruch entgegengetreten mit
der Behauptung, er habe seine Unterhaltspflicht erfiillt,
da er seinem Sohn die Ausbildung zum Starkstromelektriker
ermbglicht habe. Dies sei die dem Sohn angemessene Aus-
bildung gewesen. Er sei nicht verpflichtet, eine Fort-
bildung seines Sohnes zu finanzieren, denn eine solche
sei nicht beabsichtigt gewesen. Im ilbrigen sei das eigent-
liche Berufsziel seines Sohnes das Studium der Medizin ge-
wesen; das Studium der Elektrotechnik habe er nur aus Ver-
legenheit aufgenommen. Er habe aber nicht die Absicht ge-
habt, den Beruf eines Elektroingenieurs auszuliben.

Das Amtsgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die
Berufung des Kladgers hat das Oberlandesgericht das amts-
gerichtliche Urteil teilweise abgedndert und den Beklagten
- unter Klageabweisung im ibrigen - zur Zahlung von
7 162,20 DM (riickstdndiger Unterhalt fiir die Zeit vom
1. Februar 1978 bis zum 30. September 1979) nebst Zinsen
verurteilt. Mit der zugelassenen Revision verfolgt der
Beklagte sein Begehren auf volle Abweisung der Klage
weiter.

Entscheidungsgriinde:

Der Revision ist der Erfolg nicht zu versagen.

1. Das Berufungsgericht hat einen aus § 1610 Abs. 2
BGB folgenden Anspruch des Friedrich Wilhelm M—



gegen den Beklagten auf Finanzierung des Hochschul-
studiums, der nach § 37 BAf6G auf den Kldger tibergehen
konnte, bejaht, weil das Studium der Elektrotechnik als
Weiterbildung in einem dem Handwerk des Starkstrom-
elektrikers verwandten Beruf und damit als angemessene
Berufsausbildung des Friedrich Wilhelm _ im Sinne
von § 1610 Abs. 2 BGB zu beurteilen sei. Hierzu hat das
Berufungsgericht - unter anderem - ausgefilhrt: Nachdem
der Sohn des Beklagten noch wdhrend seiner Lehre bis zum
Mirz 1973 die Berufsaufbauschule - mit guten Ergebnissen
in den naturwissenschaftlichen Fachern - besucht, sodann
das Abitur nachgeholt und auch dabei seine Begabung in
den naturwissenschaftlichen Fachern nachgewiesen habe,
habe es nahegelegen, daB er nach Erlangung der Hochschul-
reife eine Weiterbildung anstrebte. In diesem Zeitpunkt
habe sich deshalb den Eltern die Situation geboten, iiber
die Weiterbildung ihres Sohnes entscheiden zu miissen.
Dabei habe sich das Studium der Elektrotechnik als ange-
messene Weiterbildung auf der Grundlage der abgeschlossenen
Lehre als Starkstromelektriker dargestellt, zumal sich
diese Weiterbildung in dem Arbeitsbereich des einmal ein-
geschlagenen Berufsweges gehalten habe. Der Erwerb eines
Diploms in dem Studienfach Elektrotechnik sei allerdings
nicht das wirkliche Ziel der Weiterbildung des Friedrich
Wilhelm Mg® sewesen. Vielmehr habe es - nach dessen
Aussage vor dem Berufungsgericht - lediglich als Voraus-
setzung fiir das eigentlich geplante Studium der bio-
medizinischen Technik dienen sollen. Ob die Eltern auch
ein solches Studium hdtten bezahlen miissen, brauche eben-
sowenig entschieden zu werden wie die weitere Frage, ob
der Beklagte zur Finanzierung des Studiums der Elektro-
technik selbst dann verpflichtet gewesen wire, wenn sein
Sohn dieses Studium lediglich als Durchgang ohne das Ziel
eines anerkannten Abschlusses betrieben hédtte. Das sei



aber nicht der Fall gewesen. Der Sohn habe den Abschlui
des Studiums der Elektrotechnik erstrebt. Damit wire

er in die Lage versetzt worden, in diesem Fachbereich
den Beruf eines Diplomingenieurs auszuiliben. Unter diesen
Umstinden sei der Beklagte nach § 161c Abs. 2 BGB ver-
pflichtet gewesen, das Studium als angemessene Weiter-
bildung seines Sohnes zu finanzieren.

Von der Leistungsfihigkeit des Beklagten sei auszu-
gehen. Allerdings habe er sich bis zum 31. Januar 1978
nicht in Verzug befunden, so dafB3 dem iibergeleiteten An-
spruch erst mit Wirkung vom Zugang der Rechtswahrungs-
anzeige vom 31. Januar 1978 am 2. Februar 1978 an statt-
zugeben sei.

2. Diesen Ausfiihrungen kann nicht gefolgt werden,

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs
(vgl. BGH €9, 190 ff; Senatsurteile vom 24. September
1980 - IVb ZR 506/80 = FamRZ 1980, 1115 und vom 11. Mirz
1981 - IVb ZR 567/80) schulden Eltern im Rahmen ihrer
wirtschaftlichen Leistungsfidhigkeit sowohl ihren minder-
jdhrigen als auch den volljahrigen Kindern nach § 1610
Abs. 2 BGB eine angemessene, begabungsbezogene Berufs-
ausbildung, also eine Ausbildung, die der Begabung und
den Fahigkeiten, dem Leistungswillen und den beachtens~
werten, nicht nur voribergehenden Neigungen des einzelnen
Kindes am besten entspricht. Die Wahl der in diesem Sinn
angemessenen Ausbildung haben die Eltern in gemeinsamer
verantwortlicher Entscheidung mit dem Kind zu treffen,
wobei den individuellen Umstdnden, vor allem den bei
dem Kind vorhandenen persdnlichen Voraussetzungen maf3-
gebliche Bedeutung zukommt. Haben Eltern aber die ihnen
hiernach obliegende Pflicht, einem Kind eine angemessene
Ausbildung zu gewdhren, in rechter Weise erfiillt und hat



das Kind einen Abschluf3l einer Ausbildung erlangt, dann
sind die Eltern - von hier nicht in Betracht kommenden
Ausnahmen abgesehen - ihrer Unterhaltspflicht aus § 1610
Abs. 2 BGB in ausreichender Weise nachgekommen. Sie sind
unter diesen Umstdnden grundsidtzlich nicht verpflichtet,
noch eine weitere, zweite Ausbildung zu finanzieren, der
sich das Kind nachtrdglich nach Beendigung der ersten
Ausbildung unterziehen will (Senatsurteil vom 24. September
1980, FamRZ 1980, 1115).

Mit diesen Grundsdtzen steht das Berufungsurteil
nicht in Einklang. Das Berufungsgericht hat dem Beklagten
die Verpflichtung auferlegt, eine weitere, zweite Aus-
bildung seines Sohnes zu finanzieren, ohne zuvor der
Frage nachzugehen, ob die dem Sohn gewdhrte erste Aus-
bildung zum Starkstromelektriker nicht bereits den An-
forderungen an eine angemessene Berufsausbildung im Sinne
von § 1610 Abs. 2 BGB entsprach. Mit dieser Srage hat
sich das Berufungsgericht nicht auseinandergesetzt, weil
es die Angemessenheit der Berufsausbildung von einem recht-
lich unzutreffenden Ausgangspunkt aus beurteilt hat. So
hat es die Unterhaltspflicht des Beklagten - lediglich -
aus der Sicht gepriift, die sich in dem Zeitpunkt bot, als
der Sohn die Hochschulreife erlangt hatte uni ein Studium
aufnehmen wollte. Zu diesem Zei*punkt im Herbst 1977
hatte Friedrich Wilhelm MEJP aber bereits seit etwa
fiinf Jahren die Gesellenpriifung als Starkstromelektriker
abgelegt und damit eine erste Berufsausbildung erfolgreich
abgeschlossen. Da der Beklagte ihm diese erste Ausbildung
gewdhrt hatte, hatte er hiermit nach den aufgezeigten
Grundsdtzen seine Unterhaltspflicht - in rechter Weise -~
erfiillt, falls die Lehre als Starkstromelektriker fir
Friedrich Wilhelm Mattheis damals eine angemessene Be-
rufsausbildung bedeutete, Das war der Fall, wenn die Lehre
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sowchl zu ihrem Beginn im Jahre 1969 als auch bis ~u

ihrem AbschluB im September 1972 der seinerzeit zutage
getretenen Begabung und den Fdhigkeiten sowie dem Interesse
und dem Leistungswillen des Friedrich Wilhelm My
entsprach. Soweit dieser erst spidter die Neigung und
Fahigkeit zu einer weiteren Ausbildung - durch Nachholung
des Abiturs und Beginn eines Studiums - erkennen liefl, be-
grindet eine solche zundchst nicht vorhersehbare Ent-
wicklung unter den dargelegten Voraussetzungen keine
weitere Unterhaltsverpflichtung des Beklagten nach § 1610
Abs. 2 BGB (Senatsurteile vom 24. September 1980 aa0 und
vom 31. Mdrz 1981). Daran wiirde im vorliegenden Fall auch
der von dem Berufungsgericht als tragend herausgestellte
Gedanke der "Weiterbildung" des Friedrich Wilhelm MNP
durch ein - als "Alternative zur Medizin" gewdhltes -
Studium der Elektrotechnik auf der Grundlage der lehre als
Starkstromelektriker nichts dndern. Insoweit hat der er-
kennende Senat nach ErlafB der angefochtenen Entscheidung
in dem bereits erwidhnten Urteil vom 11. Midrz 1981 (IVb

ZR 567/80) ein Verhdltnis der Weiterbildung zwischen dem
Handwerk des Starkstromelektrikers und dem wissenschaft-
lichen Studium der Elektrotechnik verneint. Auf die Be-
griindung dieses Urteils wird verwiesen.

Die Berechtigung des Klageanspruchs hdngt nach alle-
dem maBgeblich davon ab, ob die Ausbildung zum Starkstrom-
elektriker seinerzeit fiir Friedrich Wilhelm Mattheis eine
angemessene Berufsausbildung darstellte.

3. Das war der Fall. Der Sohn des Beklagten hatte
die Realschule mit relativ maBigen Leistungen - zwischen
befriedigend und ausreichend - abgeschlossen. Er war



seinerzeit nach dem nicht bestrittenen Vortrag des Be-
klagten mit der Ausbildung zum Starkstromelektriker ein-
verstanden und hielt sie fiir angemessen. Nach der hiermit
iibereinstimmenden Auffassung des Beklagten entsprach die
gewdhlte Lehre der damals zutage getretenen Begabung
sowie den Fahigkeiten und den leistungen seines Sohnes.
Dem ist der Kldger nicht entgegengetreten.

In dieser damaligen Beurteilung aus der Sicht sowohl
des Beklagten als auch seines Sohnes ist bis zum AbschluB
der Lehre keine grundlegende Verdnderung eir.getreten. Ins-
besondere hat Friedrich Wilhelm M¢jjjJ® wéhrend der Aus-
bildung zum Starkstromelektriker keine iiber das bisherige
Berufsziel hinausweisende, ausgesprdgt wissenschaftlich
orientierte Begabung erkennen lassen. Soweit der Klédger
in diesem Zusammenhang hervorgehoben hat, dafl der Sohn
des Beklagten bereits widhrend der Lehrzeit die Berufsauf-
bauschule - mit gutem Erfolg in den naturwissenschaft-
lichen Fachern - besucht habe, lieB diese Tatsache nicht
- mit einiger Sicherheit - auf eine Eignung fiir eine
spatere wissenschaftlich orientierte Ausbildung, etwa
in einer technischen Fachrichtung, schlieflen, zumal
damals noch nicht abzusehen war, ob Friedrich Wilhelm
M.die Hochschulreife wiirde erlangen kénnen. Auf
ein solches Ziel war der Besuch der Berufsaufbauschule
im iibrigen nicht ausgerichtet. Vielmehr diente er nach
den insoweit nicht bestrittenen Ausfiihrungen des Be-
klagten lediglich der Verbesserung der Allgemeinbildung
seines Sohnes, weil durch die vorangegangenen Kurzschul-
Jahre Liicken bei ihm entstanden waren. Eine Fortbildung
des Sohnes, etwa in Form eines 3tudiums, war damals nicht
beabsichtigt. Friedrich Wilhelm Ml faBte den Ent-
schlufl, spidter Medizin zu studieren, auch erst zu einem
spidteren Zeitpunkt, als er - nach Beendigung der Ausbildung



zum Starkstromelektriker - den zivilen Ersatzdienct
b2i der Johanniterhilfe leistete und dabei eine Neigung
fir eine medizinische Tatigkeit entwickelte.

Damals besafB er zber bereits eine abgeschlossene Ee-
rufsausbildung, die seinen bis dahin gezeigten Fahigkeiten
und Interessen entsprach und geeignet war, ihm eine aus-
reichende Lebensgrundlage zu bieten, Mit der Gewdhrung
dieser ersten - im Sinne des Gesetzes angemessenen - Aus-
bildung hat der Beklagte nach allecdem seine Unterraltspflicht
in ausreichender Weise erfiillt, und er ist daher nicht ver-
pflichtet, das Studium der Elektrotechnik 2ls weitere Aus-
bildung zu f:nanzieren,

Vorsitzender Richter Lohmann Seidl
Dr. Grell ist im

Urlaut und kann daher

nicht unterschreiben.

Lohmann

Blumenrshr Krohn



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	WflH^>BflA-Straße 22,

	- 6 -

	- 9 -

	29




